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Sehr geehrter Herr Prof. Köhler,




sehr geehrter Herr Staatssekretär Dr. Haller,

sehr geehrter Herr Prof. Pieper

sehr geehrte Frau Glowatzki,



      27. Februar 2007

sehr geehrter Herr Unkrig,

sehr geehrte Frau Leuschen,                                            

sehr geehrter Herr Prof. Landau,

sehr geehrter Herr Dr. Lammert,







         

in der immer suspekter werdenden Sache sämtlicher Rechtshinweise auf flächendeckend  hier im Lande bei höchsten Instanzen praktizierten Verfassungshochverrats gem. StGB § 81 (1) 2, Rechtsbeugung gem. StGB § 339, auf mittlere Sicht absehbarem Völkermord  gem. Art 7 (1) 5 VStGB und Dauerfolter  gem. Art. 3 EMRK gegenüber allen deutschen Verfassungspatrioten verweigern Sie dem Bf. vorsätzlich hartnäckig wiederholt schriftliche Eingangsbestätigungen sowie Aktenzeichen hinsichtlich seiner diversen Eingaben.  

Die Direktorin des BverfG, Dr. Elke-Luise Barnstedt, der Rechtsreferent des BPRA, Prof. Dr. Stephan Pieper und die Unterabteilung Recht (ZR) des Bundestages unter der Leitung von MDgn. Beatrix Kühl-Meyer sind sofort wegen Verfassungshochverrat und verheerender Rechtsberatung der gerechten Strafe zuzuführen. 

Die Kommentierung zu § 29 VwVfG von Kopp/ Ramsauer erwähnt zur Rechtfertigung des umfassenden gesetzlichen Akteneinsichtsrechts für den Bürger genau die Begriffe, deren permanente Verletzung der Uz. bei Ihnen stets in meinem Falle durch höchste bundesdeutsche Gerichte gerügt hat. 

Obwohl die angemahnte und mehrfach telefonisch definitiv abgelehnte Übersendung einer einfachen schriftlichen Bescheinigung über den Eingang und die Bearbeitung des Vorgangs durch alle eine Kleinigkeit wäre, muss der Uz. nun gerichtliche Schritte einleiten. 

Wer dem Bf. diese pure Selbstverständlichkeit verweigert, muss entsprechende Gründe hierfür haben. Dieses ebenso törichte wie naive Verhalten kann kein Zufall sein. Es wird allenfalls dann noch psychologisch erklärbar, wenn Sie – wie für jeden Eingeweihten leicht erkennbar - selbst mitten im giftigen Sumpf des Verfassungshochverrats unlösbar festsitzen, quod erit aut erat demonstrandum. 

Bevor ich nun die angekündigte Klage beim Verwaltungsgericht Berlin gegen BP, Prof. Dr. Horst Köhler einreiche, benötige ich in Ihrem Hause umfassende Akteneinsicht in den nächsten Tagen. 

Ich bringe hiermit für Berlin Montag, den 13.3.07 vormittags 10 h und für Karlsruhe Dienstag den 14.3.2007 vormittags 10 h in Vorschlag. 

Da dieser bedeutende Aufwand nur durch Ihre eklatant rechtswidrige Weigerung betrieben werden muss, mir eine amtliche Bescheinigung auszustellen, auf die ich nach § 10 VwVfG ohnehin Anspruch habe, verlange ich die sofortige schriftliche unbedingte Kostenübernahme für zwei Fahrkarten erster Klasse von Regensburg und Trier nach Berlin und zurück. Weiterhin sind dabei aus dem Gesichtspunkt des angemessenen Arbeitsausfalls anfallenden Kosten für jeweils 16 = 32 Arbeitsstunden à  75 € netto zzgl. 19 % MWSt. zu vergüten. 

Erhalte ich diese schriftliche Kostenübernahmeerklärung nicht, wird diese Summe zusätzlich über das zuständige Verwaltungsgericht eingeklagt oder wahlweise im Wege der außergerichtlichen Kostenerstattung geltend gemacht, wenn wir jetzt nach diesem Hinweis die notwendige Berlinfahrt ohne sofortige Kostenerstattung antreten müssten.

Wie gesagt, alle sonstigen Maßnahmen auf europäischer Ebene haben wir bereits angestoßen, um den ordnungsgemäßen Rechtsvollzug notfalls gegen den Widerstand des obersten Verfassungshochverräters hier im „Rechtsstaat BRD“ durchzusetzen.  

Sie sind demnächst weltweit als Verfassungshochverräter erkannt und gebrandmarkt. Dessen sollten Sie sich bewusst sein. 

BMJ Zypries hat die Liste der Staaten, die Sie mangels gegenseitigem Abkommen wahrscheinlich nicht ausliefern. Ein sicherer Tipp von mir wäre in dem Zusammenhang u. a. Israel.

Selbstverständlich werden wir eine Strafanzeige wegen Verfassungshochverrats folgen lassen, da vorsätzliche Rechtsverweigerung in einfachster Sache nichts anderes als nachweisbarer Verfassungshochverrat nach § 81 1 Zi.2 StGB ist. Zuletzt würde die angekündigte Strafanzeige beim IStGH in Den Haag zum Zuge kommen.

Jetzt gibt es noch die einzige Möglichkeit, diese Klage vor dem Verwaltungsgericht Berlin gegen BP Köhler anhand einer urkundenmäßig abgesicherten Beweislage zu führen.

1.
der Uz. erhält von Ihnen die hierzu erforderlichen schriftlichen Bescheinigungen, 

2.
Sie und alle Ihre Verrichtungsgehilfen einschließlich Staatssekretär Dr. Gert Haller werden anhand meiner Beweise als Beweisvereiteler vor dem Verwaltungsgericht Berlin gebrandmarkt.

Deutschland, nein ganz Europa, hat unter dieser mörderischen Geißel des hier flächendeckend politisch verübten Verfassungshochverrats bereits viel zu sehr gelitten, als dass dieser Entscheidungskampf hier und heute noch feige ausgelassen werden könnte. Im übrigen hätte diese Klage, wenn sie beim ersten Mal grob rechtsbrecherisch abgewiesen würde, wie eine Hydra mit hundert neuen Köpfen sofortige Nachfolger.

Alle hier im Lande ungelösten politischen und wirtschaftlichen Probleme in unvorstellbarer Brisanz und Dringlichkeit hängen genau betrachtet unmittelbar davon ab.  Das habe ich bereits - von Ihnen leider unkommentiert -  umfangreich ausgeführt.

Wenn das Verwaltungsgericht die zum Vorgang entstandenen Verwaltungsakten ordentlich geheftet und mit Seitenzahlen im Original versehen anfordert, stürzt das Kartenhaus der Verfassungshochverräter genannt „Rechtsstaat“ ohnehin zusammen.

Entweder das hier aufgezeigte Problem lässt sich klären, dann lebt der Rechtsstaat über den ihn einfordernden Gedanken weiter und wird sich sodann erweisen und behaupten müssen. Oder dieser „Rechtsstaat“ krepiert sichtbar buchstäblich vor aller Augen.

In jedem Falle werden unzählige Bürger in den Stand versetzt, den                          Verfassungshochverräter Köhler? und Umgebene notfalls beim IStGH in  Den Haag mit voller Beweismöglichkeit anzuzeigen, wenn auch das Vertragsverletzungsverfahren vor dem EUGH in Luxemburg nicht greifen sollte.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Rüdiger Jung
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